
Main-Tauber-Kreis. Weiterhin unklar
sind die Umstände, die zum Tod ei-
nes jungen Familienvaters am Gar-
dasee geführt haben. Die Ermittlun-
gen der Justiz dauern an. Der 34-Jäh-
rige aus dem Main-Tauber-Kreis war
nach einem Restaurantbesuch mit
seiner Familie gestorben (wir berich-
teten). Ob das Fischgericht, das er
gegessen haben soll, in Verbindung
mit dem Tod steht, ist noch nicht ge-
klärt.

Nach Aussage der Staatsanwalt-
schaft Mosbach stehen die Ergebnis-
se der Obduktion weiterhin aus. Der
34-Jährige war Ende April zusam-
men mit seinen Eltern, seiner Frau
und den beiden Kindern in Lazise
am Gardasee in Urlaub. Der Besuch
eines Restaurants wurde zur Tragö-
die. Der Mann klagte nach dem Ver-
zehr eines Fischgerichts über starke
Beschwerden und musste sich über-
geben. Auch sein Vater, der ebenfalls
ein Gericht mit Fisch gegessen hatte,
fühlte sich unwohl. Der herbeigeru-
fene Rettungsdienst konnte nichts
mehr für den deutschen Urlauber
tun. Sein Vater überlebte. Die beiden
Frauen und die Kinder zeigten keine
Beschwerden.

Die Staatsanwaltschaft Verona
hatte die Ermittlungen aufgenom-
men und eine Obduktion der Leiche
angeordnet, die in Verona erfolgte.
In toxikologischen Untersuchungen
und weiteren Analysen soll geklärt
werden, ob der verzehrte Fisch in di-
rektem Zusammenhang mit dem
Tod des jungen Mannes steht und ob
es mögliche Probleme bei der Lage-
rung oder der Qualität der Lebens-
mittel gab. Im Fokus steht das „even-
tuelle Vorhandensein von Toxinen
oder Bakterien, die auf eine Lebens-
mittelvergiftung zurückzuführen
sind“, wie die italienische Onlinezei-
tung „Qui brescia“ schreibt. Zur Klä-
rung der Todesursache sind laut ita-
lienischen Medien mehrere unab-
hängige Gutachter hinzugezogen
worden. Auch in Deutschland hatte
vor der Beisetzung eine Leichen-
schau stattgefunden.

Über die Ergebnisse dieser Unter-
suchungen liegen noch keine Er-
kenntnisse vor, wie die Staatsanwalt-
schaft Mosbach auf Nachfrage der
Fränkischen Nachrichten mitteilt.
Bis wann das Resultat der Obdukti-
on und weitere Ermittlungsergebnis-
se aus Italien eintreffen werden,
könne man nicht abschätzen. „Infor-
mationen mit den italienischen Be-
hörden werden im Wege der inter-
nationalen Rechtshilfe ausge-
tauscht“, heißt es weiter.

Bei der Staatsanwaltschaft Verona
laufen die Ermittlungen gegen den
Besitzer des Restaurants. Ihm wird
fahrlässige Tötung vorgeworfen.

Tourist stirbt
am Gardasee
Ermittlung: Ergebnisse aus

Italien stehen noch aus.

Von Diana Seufert

Tauber-Odenwald. „Wir erleben eine
hohe Sensibilität in der Bevölkerung
für das Thema Krankenhaus“ – mit
diesen Worten hieß Peter Vogel, Vor-
standsvorsitzender der Sparkasse
Tauberfranken, die Vertreterinnen
und Vertreter von vier Kranken-
haus-Fördervereinen zur Spenden-
übergabe in Tauberbischofsheim
willkommen. Insgesamt 20.000 Euro
stellen die Sparkasse Tauberfranken
und die Stiftergemeinschaft Tauber-
franken zur Verfügung. Jeweils 5.000
Euro gehen an die Fördervereine der
Krankenhäuser in Bad Mergent-
heim, Tauberbischofsheim, Wert-
heim und Hardheim.

Die Mittel stammen aus der
Weihnachts-Kundenaktion der Spar-
kasse Tauberfranken. Die Kunden-
spenden wurden dabei von der
Sparkasse aufgestockt und durch Er-
träge der Stiftergemeinschaft er-
gänzt. „Wir überlegen jedes Jahr, mit
welchem Thema wir zum Jahresen-
de etwas bewegen können“, erläuter-
te Peter Vogel. Die Entscheidung sei
diesmal auf die Krankenhaus-För-
dervereine gefallen. Sie leisteten ei-
nen wichtigen Beitrag für Einrich-
tungen, die für die Menschen in der

Region von sehr großer Bedeutung
seien.

Wie wertvoll dieses Engagement
ist, zeigte die Vorstellung der Förder-
vereine. In Hardheim unterstützt der
Freundes- und Förderkreis das
Krankenhaus seit mehr als 20 Jahren
und zählt inzwischen rund 1.200
Mitglieder. Vorsitzender Tobias Kün-
zig berichtete von vielen Projekten,
die in dieser Zeit ermöglicht wurden.
Insgesamt sei bereits nahezu eine
Million Euro für das Krankenhaus
zusammengekommen. Aktuell be-
reite sich der Verein darauf vor, Ent-
wicklungen im ambulanten Bereich
zu begleiten und notwendige Um-
baumaßnahmen zu unterstützen.

Auch in Bad Mergentheim enga-
giert sich der Förderverein für Pro-
jekte, die über die reguläre Kranken-
hausfinanzierung hinausgehen. Ma-
nuela Zahn verwies unter anderem
auf die Unterstützung der Palliativ-
station sowie die Anschaffung eines
Wunschmobils, mit dem schwer-
kranken Menschen letzte Herzens-
wünsche erfüllt werden können. „Es
gibt immer wieder Dinge, die das
Krankenhaus allein nicht stemmen
kann“, erklärte sie.

In Tauberbischofsheim liegt ein
Schwerpunkt auf der Unterstützung
der psychiatrischen Abteilung. För-
dervereinsvorsitzende Cilli Döhling
berichtete von Projekten wie einem
Volleyballfeld oder Tischtennisplat-
ten für die Psychiatrie. „Vor allem für
Menschen, die längere Zeit bei uns
sind, sind solche Angebote wichtig“,
betonte sie.

Wie eng Krankenhäuser und För-
dervereine zusammenarbeiten,
machte Michael Raditsch, Direktor
Unternehmenskultur im Caritas-
Krankenhaus sowie im Krankenhaus
Tauberbischofsheim, beim Termin
in Tauberbischofsheim deutlich. „Je-
der Euro ist eine Hilfe für unsere Pa-
tientinnen und Patienten“, sagte er.

Eindrucksvoll entwickelte sich in
den vergangenen Monaten der För-
derverein Bürgerspital Wertheim. Er
zählt inzwischen rund 1.700 Mitglie-
der und konnte bereits mehr als eine
Million Euro an Spenden einwerben.
Für den stellvertretenden Vorsitzen-
den Helmut Wießner ist dies weit
mehr als eine finanzielle Hilfe. „Wir
sammeln nicht nur Geld. Jedes Mit-
glied ist auch ein Zeichen dafür, dass
die Menschen dieses Krankenhaus

wollen“, merkte er an. Der breite
Rückhalt aus Bevölkerung, Wirt-
schaft und Kommunen sende ein
wichtiges Signal an die Politik.

Zum Abschluss würdigte Wolf-
gang Reiner, stellvertretender Vor-
standsvorsitzender der Sparkasse
Tauberfranken, den Einsatz der Eh-

renamtlichen und Mitglieder: „Es
beeindruckt mich immer wieder, wie
viel Zeit und Herzblut die Menschen
für ihre Krankenhäuser investieren.“
Fördervereine würden Bürgerinnen
und Bürgern die Möglichkeit eröff-
nen, sich für eine ortsnahe Gesund-
heitsversorgung einzusetzen, Bei-

spiel sei der Erhalt des Bürgerspitals
in Wertheim. Angesichts von Kran-
kenhausreform, steigenden Kosten
und tiefgreifenden Veränderungen
im Gesundheitswesen sehen die Be-
teiligten in der Arbeit der Förderver-
eine einen wichtigen Beitrag für die
Zukunft der Standorte.

20.000 Euro gehen an vier Krankenhaus-Fördervereine
Spendenübergabe: Sparkasse Tauberfranken und Stiftergemeinschaft setzen mit Spende ein Zeichen für die Gesundheitsversorgung vor Ort.

Der stellvertetende Vorsitzende des Vorstandes der Sparkasse Tauberfranken, Wolfgang Reiner, und der Vorsitzende des
Vorstandes, Peter Vogel, überreichten die Spenden an die Vertreterinnen und Vertreter der Fördervereine der vier
Krankenhäuser. BILD: SPARKASSE TAUBERFRANKEN/ALEXANDER LEBER
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Main-Tauber-Kreis. „Wenn es um
Pfändung geht, haben wir immer
zeitnahe Termine“, berichten Marti-
na Eckard vom Caritasverband im
Tauberkreis und Birgit Gube vom Di-
akonischen Werk Main-Tauber-
Kreis. Beide sind langjährige Schuld-
nerberaterinnen im Main-Tauber-
Kreis. Sie kennen die Nöte, Sorgen
und Ängste von Menschen mit fi-
nanziellen Problemen, hören zu, ge-
ben Hilfestellung und weisen Wege
aus der Schuldenfalle, ohne zu ver-
urteilen. Selbstverständlich unterlie-
gen sie der Schweigepflicht.

Einmal im Jahr veranstaltet die
Arbeitsgemeinschaft der Schuldner-
beratung der Verbände eine Aktions-
woche. Ab Montag rückt sie das
Pfändungsschutzkonto, das soge-
nannte P-Konto, in den Mittelpunkt.
„Damit haben wir ständig in unse-
ren Beratungen zu tun“, informiert
Martina Eckard.

Wer Schulden hat, erhält nach ei-
niger Zeit eine Mahnung des Gläubi-
gers, weitere folgen. Wird dar-
auf nicht reagiert, reicht der
Gläubiger seine Forderung
in der Regel an ein Inkasso-
büro weiter. Um das ausste-
hende Geld einzutreiben und der
Forderung Nachdruck zu verleihen,
beantragt dieses einen Mahnbe-
scheid beim Amtsgericht, gegen den
Widerspruch eingelegt werden
kann. Die Bundesländer haben hier-
für spezialisierte Gerichte. Das für
Baden-Württemberg zuständige Ge-
richt ist in Stuttgart angesiedelt, das
für Bayern in Coburg.

Wenn auch dann nichts ge-
schieht, folgt die Beantragung eines
Vollstreckungstitels, der meist ein
Vollstreckungsbescheid ist. Erst
wenn dieser vorliegt und zugestellt
worden ist, darf gepfändet werden.
„Auch gegen diesen Bescheid kann
Einspruch eingelegt werden, doch
das macht kaum jemand“, berichtet
Birgit Gube. Sie weiß vom Respekt
gegenüber den Zustellungsurkun-
den, die Schuldnern im gelben Brief-
umschlag ins Haus flattern, und er-
gänzt: „Ein Vollstreckungsbescheid
ist nach seiner Zustellung grund-
sätzlich 30 Jahre lang gültig. Inner-
halb dieser Frist kann der Gläubiger
die Zwangsvollstreckung gegen den
Schuldner geltend machen.“

Überblick verschaffen und das
folgende Verfahren erklären
Meist melden sich Schuldner, wenn
der gelbe Brief bei ihnen eintrifft.
„Manche haben bereits mehrere sol-
cher Zustellungsurkunden in der
Schublade“, erläutert Martina

Eckard. Dann verschaffen sich die
Fachfrauen von Diakonie und Cari-
tas zunächst einen Überblick, erläu-
tern das Verfahren und besprechen
die nächsten Schritte.

„Wie komme ich an mein Geld,
wenn eine Pfändung ansteht?“, fra-
gen sich viele. Hier greift das Pfän-
dungsschutzkonto, in das jedes Gi-
rokonto umgewandelt werden kann,
selbst wenn es im Minus ist. Die
Umstellung erfolgt auf persönlichen,
schriftlichen oder telefonischen
Antrag und kann auch von einem
Bevollmächtigten vorgenom-
men werden.

Der gesetzlich festgeleg-
te Grundfreibetrag liegt
derzeit bei 1560 Euro
und wird jährlich neu
festgesetzt. Ab 1. Juli
erhöht er sich auf
1589,99 Euro. Hat je-

mand Unterhalts-
verpflichtungen gegen-
über einem Ehepartner oder
Kindern, kann die Schuldnerbe-
ratung einen entsprechend höheren
Pfändungsschutz bescheinigen. Für
die erste unterhaltspflichtige Person
sind das momentan 585,23 Euro (ab
1. Juli 597,42 Euro), für jede weitere
derzeit 326,04 Euro (332,83 Euro).

Finanzielle Verhältnisse müssen
individuell geprüft werden
Daneben gibt es noch weitere lau-
fende Geldleistungen oder einmali-
ge Freibeträge. Der freigestellte
Höchstbetrag, ab dem jeder Euro,
der darüber hinausgeht, gepfändet
werden darf, liegt ab 1. Juli bei
4866,30 Euro. Die Bescheinigung der
Schuldnerberatungsstellen wird al-
lerdings nicht nach Treu und Glau-
ben ausgestellt, sondern nur dann,
wenn entsprechende Nachweise
über die persönlichen finanziellen
Verhältnisse und der Anspruch auf
Kinder- oder Pflegegeld nachgewie-
sen werden.

Ist der Beschluss über eine Pfän-

dung zugestellt und die
vierwöchige Frist, von der ab ge-
pfändet werden darf, angebrochen,
empfehlen Martina Eckard und Bir-
git Gube, sofort ein Pfändungs-
schutzkonto zu beantragen und sich
etwaige Erhöhungsbeträge beschei-
nigen zu lassen. Ansonsten könne
das gesamte Guthaben gepfändet
werden und letztlich sogar die Exis-
tenz gefährden, wenn für Miete, Ne-
benkosten und Lebensmittel kein
Cent zur Verfügung steht. Die Um-
wandlung von einem Giro- zu einem
P-Konto dauert im Normalfall vier
Tage, Änderungen bei einem beste-
henden P-Konto zwei Tage. Ein
Pfändungsschutzkonto kann nur für
eine Einzelperson eingerichtet wer-
den, nicht für ein Gemeinschafts-
konto. „Wir haben ein gutes Verhält-
nis zu den Banken vor Ort“, berich-
ten die Beraterinnen. Man kenne
sich und könne manches Problem

auf kurzem Weg lösen. Schwieriger
gestalte es sich manchmal mit aus-
ländischen Banken, die lediglich ei-
ne Dependance in Deutschland be-
treiben, erläutern die Fachfrauen. In
einem Fall habe eine gerade von ih-
rem Partner getrennte Frau eine
Nachzahlung des Jobcenters von
mehreren Tausend Euro erhalten,
die Bank die Vier-Wochen-Frist al-
lerdings nicht eingehalten, sondern
die komplette Forderung nach fünf
Tagen an den Gläubiger ausgezahlt.
„Das Geld war weg“, so Birgit Gube.

Martina Eckard weist auf einen
anderen Fallstrick hin. Sobald bei
der Bank der Pfändungs- und Über-
weisungsbeschluss eintrifft, sperrt
sie das Konto des Schuldners. Der
merkt das in der Regel daran, dass

seine Girokarte
nicht mehr funktio-
niert, er also weder

Geld abheben, noch
bargeldlos bezahlen kann. Schwierig
wird es auch, wenn Rückzahlungen
vom Energieversorger, von Ämtern
oder von geliehenem Geld auf dem
Konto landen. Alles, was über der
Freigrenze liegt, wird gepfändet.
„Der bargeldlose Zahlungsverkehr
ist beim P-Konto nur eingeschränkt
möglich“, lautet Martina Eckards Er-
fahrung.

Neben persönlichen Beratungen
auch Online-Hilfe möglich
Die Schuldnerberatungen sind wie
folgt zu erreichen: Diakonisches
Werk Main-Tauber-Kreis, Härterich-
straße 18 in Bad Mergentheim, Tele-
fon 07931/ 4816980, E-Mail: schuld-
nerberatung-mgh@diakonie-tbb.de,
Homepage: www.diakonie-
tbb.de/angebote/menschen-in-
schwierigkeiten/schuldnerberatung;
Caritasverband im Tauberkreis,
Schlossplatz 6 in Tauberbischofs-
heim, Telefon 09341/9220105, E-
Mail: martina.eckard@caritas-tau-
berkreis.de, Homepage: www.cari-
tas-tbb.de/hilfe-beratung/men-
schen-in-notlagen/schulden-privat-
insolvenz/. Beide Anlaufstellen bie-
ten auch Online-Beratungen. Auf ih-
ren Homepages finden sich Infor-
mationen und weiterführende Links.

Gelbe Briefe bei Schulden nicht
ignorieren – sondern handeln

Aktionswoche Schuldnerberatung: Diakonisches Werk und Caritasverband informieren über das Pfändungsschutzkonto und weisen auf Fristen und Fallstricke hin.

Von Heike von Brandenstein
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